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RUSSLAND

Doping bei der Dumawahl
Ute Weinmann

Nach den Wahlen preist der 
siegreiche Präsident Putin die 
gesteigerte Legitimität des 
Parlaments. Doch von einer 
demokratischen Abstimmung kann 
kaum die Rede sein.

Ist man einmal ganz oben ange-
langt, kann es eigentlich nur noch 
abwärts gehen. Ob der Höhepunkt er-
reicht oder bereits überschritten wur-
de, lässt sich aber meist erst nachträg-
lich feststellen. Erfolg ist gelegentlich 
aber auch eine Frage der Interpretati-
on. Der russische Präsident Wladimir 
Putin jedenfalls war nach seinem Sieg 
bei den Dumawahlen vom 2. Dezem-
ber der Ansicht, dass die Legitimität 
des neuen Parlaments deutlich zu-
genommen habe. Schließlich hätten 
ganze 90 Prozent der Wähler ihre 
Stimme jenen Parteien überlassen, 
die nun im neuen Parlament vertreten 
sein werden.

Kremlnahe Politologen wie Gleb 
Pawlowskij unterstützen diese Sicht-
weise. Als Putins „Imagemaker“ be-
rühmt geworden, bezeichnet er das 
Ergebnis der zu einem Plebiszit für 
den ersten Mann im Staat umfunkti-
onierten Dumawahlen als überwälti-
gende Unterstützung für Putins Kurs: 
alle Parteien, mit Ausnahme eines 
Teils der kommunistischen Partei 
KPRF, stünden letztlich hinter dem 
Präsidenten.

Laut den vorläufigen Endergebnis-
sen erhielt Putins Hauspartei „Einiges 
Russland“ insgesamt 64 Prozent, die 
KPRF blieb knapp unter zwölf Pro-
zent, die Rechtspopulisten von der 
Liberaldemokratischen Partei erreich-

ten acht Prozent und das „Gerechte  
Russland“ meisterte die Siebenpro-
zenthürde mit dem geringsten Puffer. 
Mit 315 von insgesamt 450 Sitzen ver-
fügt das „Einige Russland“ damit über 
die für etwaige Verfassungsände-
rungen notwendige Zweidrittelmehr-
heit. Das Zugpferd Wladimir Putin hat 
also sein angestrebtes Ziel erreicht 
und einen wichtigen Etappensieg im 
Kampf um seinen Machterhalt nach 
dem März 2008 errungen. Dann näm-
lich läuft seine zweite und, nach der 
geltenden Verfassung, letzte Amtszeit 
als Staatspräsident aus.

Dem Sieg gingen langfristige auf-
wendige Planungen voraus. Jeder 
im weitesten Sinne der Opposition 
zugerechneten und nicht von der Re-
gierung kontrollierten Partei wurde 
eine Konkurrentin mit ähnlicher Pro-
grammatik an die Seite gestellt, um 
Wählerstimmen abzufangen. Die Sie-
gerpartei verfügt außerdem über den 
Vorteil ständiger medialer Präsenz 
und kann auf wertvolle administrative 
Ressourcen zurückgreifen. Aber Ange-
sichts der Notwendigkeit, nicht nur 
einen einfachen Wahlsieg, sondern 
einen Triumph zu erzielen - denn nur 
ein solcher ist geeignet, Putins Macht-
erhalt den Schein der Legitimität zu 
verleihen -, durfte nichts dem Zufall 
überlassen werden. Zumal die Popu-
larität der Jedinorossy (Einheitsrus-
sen) paradoxerweise nach der Anfang 
Oktober verkündeten Entscheidung 
Putins, auf dem obersten Listenplatz 
zu kandidieren, einen Einbruch er-
lebte. Insbesondere die horrenden 
Preissteigerungen für Lebensmittel im 
Oktober sorgten für Missstimmung in 

der Bevölkerung. Wohl deshalb griff 
man zu rabiateren Maßnahmen, als 
gemeinhin von russischen Wahlen 
gewohnt.

In Folge gab es landesweit zahl-
reiche öffentliche Sympathiebekun-
dungen für die Person des Präsidenten, 
sowohl von Seiten kremltreuer Kultur-
schaffenden als auch aus der Bevöl-
kerung. An Universitäten, in Schulen 
und Kindergärten, in staatlichen und 
selbst in vielen privaten Unterneh-
men – die jeweiligen Vorgesetzten lie-
ßen nichts unversucht, um in ihrem 
Einflussbereich für ein Maximum an 
Stimmen für die Jedinorossy zu sor-
gen. Die Wahl geriet zu einer Aktion, 
in deren Verlauf Staatsdiener und re-
gionale Eliten ihrer Führung einen 
Loyalitätsbeweis zu erbringen hatten.
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Die Ergebenheit beispielsweise 
der Kommunalverwaltungen beruht 
auf einer direkten Abhängigkeit vom 
jeweiligen Budget der zuständigen 
Regionalverwaltungen. Diese wieder-
um werden vom „Einigen Russland“ 
dominiert. Ohne direkte finanzielle 
Zuschüsse wäre beispielsweise im 
Moskauer Umland keine Kommune in 
der Lage, auch nur ein Minimum ihrer 

Aufgaben wahrzunehmen. Gennadij 
Gudkow, der den ersten Listenplatz der 
Partei „Gerechtes Russland“ im Mos-
kauer Umland innehatte, klagte ge-
genüber der Zeitung „Novaya Gazeta“, 
dass sich unter seinen Parteigenossen 
kein einziges Kommunaloberhaupt 
befände, weil diese alle gezwungen 
seien, sich politisch umzuorientieren. 
Laut seinen Worten haben alle Kom-
munalchefs in der Moskauer Region 
einen Umschlag mit Zahlenangaben 
zwischen 70 und 75 erhalten. Dies sei 
auf die Prozente bezogen gewesen, 
die die jeweilige Kommune bei den 
Dumawahlen zugunsten der „Ein-
heitsrussen“ zu liefern hatte.

Unzählige Verstöße am Wahltag 
waren die logische Konsequenz dieser 
Vorgeschichte. Von den kandidieren-
den Parteien delegierte Wahlbeobach-
ter sowie gesetzlich nicht zugelassene 
unabhängige Beobachter vermittelten 
ein wenig ermutigendes Bild. Beson-
ders großer Beliebtheit erfreute sich 
die einmalige oder mehrmalige Abga-
be eines Stimmzettels außerhalb des 
eigenen Wahllokals ohne die dafür 
nötigen Unterlagen. Vorgesetzte scho-
ben Sonderschichten, um die Wahlak-
tivität ihrer Untergebenen zu fixieren. 
Studenten, sofern sie ihren Platz im 
Wohnheim nicht riskieren wollten, 
war das Verlassen des Wohnortes am 
Wahltag untersagt. Die Liste ließe sich 
beliebig fortsetzen.

Das kriegserfahrene und mit har-
ter Hand regierte Tschetschenien 
lieferte das wohl eindrucksvollste 
Ergebnis. Bei einer Wahlbeteiligung 
von sage und schreibe 99,5 Prozent 
erhielt das „Einige Russland“ eine 


